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Anfrage zur schriftlichen Beantwortung E-000421/2024
an die Kommission
Artikel 138 der Geschäftsordnung
Christine Anderson (ID)

Betrifft: Überprüfung der Überwachungspraxis des Bundesamtes für Verfassungsschutz in 
Deutschland im Hinblick auf demokratische und rechtsstaatliche Prinzipien

In der jüngsten Vergangenheit wurden Praktiken des Bundesamtes für Verfassungsschutz in 
Deutschland bekannt, die ernsthafte Bedenken hinsichtlich der Einhaltung demokratischer Prinzipien 
und rechtsstaatlicher Verfahren aufwerfen. Dies umfasst die Überwachung politischer Akteure der 
Opposition ohne deren Kenntnis und die fehlende Möglichkeit für diese Personen, eine gerichtliche 
Überprüfung dieser Maßnahmen vorzunehmen. Auch der ehemalige Chef des Bundesamtes für 
Verfassungsschutz wurde von dieser Behörde beobachtet1, und zwar offensichtlich zu dem Zeitpunkt, 
als er begann, die Gründung einer neuen Partei zu planen.

1. Wie beurteilt die Kommission die Praxis des Verfassungsschutzes, politische Akteure der 
Opposition zu überwachen, ohne die Betroffenen konkret zu informieren, im Hinblick auf 
Unionsrechtsnormen und demokratische Grundsätze?

2. Wie bewertet die Kommission den Umgang der deutschen Bundesregierung mit den 
Oppositionsparteien im Hinblick auf Unionsrechtsnormen?

3. Welche Maßnahmen empfiehlt die Kommission, um die Einhaltung demokratischer Prinzipien 
und rechtsstaatlicher Verfahren in den Mitgliedstaaten sicherzustellen?

Eingang:7.2.2024

1 https://www.tagesschau.de/investigativ/kontraste/maassen-verfassungsschutz-106.html


